[Name, Vorname]
[Anschrift]

[Bezeichnung und Anschrift der Behörde]

[Datum]

[Aktenzeichen der Behörde]
Antrag nach § 6 Abs. 1 S. 1 AsylbLG

Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit beantrage ich die Kostenübernahme für Fahrtkosten [Zweck eintragen – Arzt-, Behörden-, Beratungsstellen-, Anwaltsbesuch etc.].
Leider kann ich diese Kosten nicht aus meinem Grundbedarfssatz finanzieren, denn dort sind nur 44,93 EUR [Stand: 2026] für ÖPNV vorgesehen und ich brauche aber für meine regelmäßigen Arztbesuche ein Deutschlandticket, das 63 EUR im Monat kostet. Ich brauche also zusätzlich 18,07 EUR pro Monat. [Hier muss individuell erklärt werden, warum 44,93 EUR im Monat nicht ausreichen und wieviel konkret mehr benötigt wird – auch der Grund für Arztbesuche, Familienbesuche, sonstiges muss natürlich individuell angepasst werden]
Das BVerfG hat dazu folgendes ausgeführt:
[Die] Übernahme [der Fahrtkosten] kann auf der Grundlage von § 4 AsylbLG (vgl. Langer, in: GK-AsylbLG, § 4 Rn. 75 ff. <Dezember 2024>; Leopold, in: Grube/Wahrendorf/Flint, SGB XII, 8. Aufl. 2024, § 4 AsylbLG Rn. 28) oder jedenfalls im Einzelfall auf der Grundlage von § 6 AsylbLG in Betracht kommen, wenn die in der Abteilung 7 (Verkehr) enthaltenen Beträge aufgrund der konkreten Umstände des Falles nicht ausreichend sein sollten.
(BVerfG vom 15.4.2026 – 1 BvL 5/21, Rn. 182; BT-Drs. 18/2592, S. 23: Gesetzgeber sieht Mehrkosten für Mobilität über § 6 Abs. 1 AsylbLG abgedeckt)


[Name – Unterschrift]
